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Termine März 2011 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 

 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

10.3.2011 14.3.2011 7.3.2011 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen. 

Einkommensteuer, Kir-
chensteuer, Solidari-
tätszuschlag 

10.3.2011 14.3.2011 7.3.2011 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.3.2011 14.3.2011 7.3.2011 

Umsatzsteuer4 10.3.2011 14.3.2011 7.3.2011 

Sozialversicherung5 29.3.2011 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-

dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanz-
amt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 

laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 
Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spä-
testens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.3.2011) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Mon-
tag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

Fehler kann viel Geld kosten 
 

Beschäftigte sollten Lohnsteuerbescheinigung genau prüfen – andernfalls droht höhere Steuerlast 
 
Der in Darmstadt ansässige Lohn- und Einkommensteuer-Hilfe-Ring (LHRD) weist dringend auf fehlerhafte Lohnpro-
gramme der Arbeitgeber hin , welche dazu führen, dass  zahlreichende Arbeitnehmer bei der Einkommenssteuererklä-
rung für das vergangene Jahr 1.000,- Euro und mehr nachzahlen müssen. Betroffen sind Arbeitnehmer die 2010 ganz-
jährlich oder zeitweise freiwillig in der gesetzlichen Krankenkasse versichert waren also jene, die brutto mehr als 
45.000,- Euro verdient haben. Prüfen sie die vom Arbeitgeber ausgestellte Lohnsteuerbescheinigung und klären sie mit 
ihrem Personalbüro, ob sich der Programmfehler auch bei ihnen eingeschlichen hat.  

So können sie feststellen ob die Bescheinigung in Ordnung ist oder nicht: Wenn Zeile 24 der Bescheinigung, in der 
„steuerfreie Zuschüsse des Arbeitgebers zur Kranken- und Pflegeversicherung“ aufgeführt werden, einen Eintrag auf-
weist, liegt laut LHRF sehr wahrscheinlich ein Fehler vor. Mit Sicherheit ist die Bescheinigung fehlerhaft, wenn die 
Summe der Einträge in den Zeilen 25 (Arbeitnehmerbeiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung) und 26 (Arbeit-
nehmerbeiträge zur sozialen Pflegeversicherung) nicht ungefähr doppelt so hoch wie der Eintrag in Zeile 24. Ist also 
die Summe aus den Zeilen 25 und 26 nur unwesentlich höher als die Zahl in Zeile 24, hat der Programmfehler zuge-
schlagen.  
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Kommt es zu so einer falschen Lohnsteuerbescheinigung, sollte der Betroffenen sich vom Arbeitgeber eine Extrabe-
scheinigung über die von Arbeitnehmer und Arbeitgeber abgeführten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge aus-
stellen lassen. Denn in fehlerhaften Lohnsteuerbescheinigungen werden nur die Beschäftigen-Anteile aufgeführt. Tat-
sächlich müssen aber die Anteile der Arbeitnehmer und Arbeitgeber angegeben werden. Ansonsten erhöht sich die 
Steuerlast für den Beschäftigten.  Einige Programmanbieter haben den Fehler bereits bemerkt und haben ihre Kunden 
darüber informiert.  

Dies alles heißt aber nicht, dass bereits zu viele Steuern gezahlt wurden, sondern dass das Finanzamt bei der Steuer-
erklärung geringere als die tatsächlichen Aufwendungen für Kranken- und Pflegeversicherungen ansetzt und somit 
eine höhere Jahressteuer festsetzt.  

Die Folge: Entweder müssen Betroffene Steuern nachzahlen oder erhalten entsprechend weniger zurück.  

Es wird vermutet, dass die Ursachen des Fehlers durch missverständliche Vorgaben des  Bundesfinanzministeriums 
zustande kamen.  

Der Softwarefehler betrifft nur die Lohnsteuerbescheinigung für 2010. 

Nichtanwendung des Kündigungsschutzgesetzes auf Kleinbetriebe 
In Betrieben, in denen in der Regel nur zehn oder weniger Arbeitnehmer beschäftigt sind (sog. Kleinbetriebe), besteht 
kein Kündigungsschutz. 

Ein Unternehmer unterhielt mehrere Kleinbetriebe (einen mit zehn und einen mit sechs Arbeitnehmern), die er als 
organisatorisch selbständig bezeichnete. Ein entlassener Hausmeister und Haustechniker machte geltend, solche 
kleinen Betriebe müssten aus verfassungsrechtlichen Gründen auch dann als einheitlicher Betrieb im kündigungs-
schutzrechtlichen Sinne behandelt werden, wenn sie organisatorisch selbstständig sind. Mit dieser Argumentation hatte 
er keinen Erfolg. 

Das Bundesarbeitsgericht entschied vielmehr, auch wenn ein Unternehmer mehrere Kleinbetriebe unterhält, werden 
die Zahlen der dort Beschäftigten nicht automatisch zusammengerechnet, wenn es sich tatsächlich um organisatorisch 
hinreichend verselbstständigte Einheiten und deshalb um selbstständige Betriebe handelt. Ob dies der Fall ist, müsse 
jeweils nach den Umständen des Einzelfalls entschieden werden. 

Nur eindeutige Formulierung verhindert Daueranspruch auf Weihnachtsgratifikati-
on 
Wenn Arbeitgeber über mehrere Jahre hinweg ein Weihnachtsgeld zahlen, ohne dabei deutlich zu machen, dass sie 
keine Bindung für die Zukunft eingehen möchten, dürfen die Arbeitnehmer regelmäßig darauf vertrauen, sie wollten 
sich dauerhaft verpflichten. Dieses Vertrauen kann durch unklare oder intransparente allgemeine Klauseln in Arbeits-
verträgen nicht verhindert werden mit der Folge, dass der Arbeitgeber das Weihnachtsgeld weiterhin zahlen muss. 
Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschieden. 

Die Klausel „Soweit der Arbeitgeber gesetzlich oder durch Tarifvertrag nicht vorgeschriebene Leistungen, wie Prämien, 
Zulagen, Urlaubsgeld, Gratifikationen, Weihnachtsgratifikation gewährt, erfolgen sie freiwillig und ohne jede rechtliche 
Verpflichtung. Sie sind daher jederzeit ohne Wahrung einer bestimmten Frist widerrufbar.“ hielt das Gericht für miss-
verständlich und deshalb unwirksam. Sie könne auch so verstanden werden, dass sich der Arbeitgeber aus freien 
Stücken zur Erbringung der Leistung verpflichten wollte. Statt von Widerrufbarkeit sollte deshalb davon gesprochen 
werden, dass auch durch wiederholte Zahlung kein Rechtsanspruch auf weitere entsprechende zukünftige Leistungen 
begründet werden soll. 

Verfassungsgemäßheit des neuen Erbschaftsteuerrechts weiterhin offen 
Das neue Erbschaftsteuerrecht, welches mit Wirkung vom 1.1.2009 in Kraft getreten ist, wird von vielen Seiten als 
verfassungswidrig kritisiert. Ob dem wirklich so ist, bleibt weiterhin offen, nachdem das Bundesverfassungsgericht eine 
Verfassungsbeschwerde gegen Regelungen des Erbschaftsteuerrechts nicht zur Entscheidung angenommen hat. Das 
Verfahren angestrengt hatten (zukünftige) Erblasser, die sich in der Ausübung ihrer Testierfreiheit betroffen sahen. Sie 
wendeten sich gegen die unterschiedlichen Steuersätze, Freibeträge und Steuerbefreiungen, insbesondere für das 
selbstgenutzte Familienheim bzw. von Betriebsvermögen. Das Gericht entschied, dass die Selbstbetroffenheit der 
Erblasser nicht gegeben ist. Diese ist jedoch erforderlich, wenn ein Bürger, wie es die Erblasser getan haben, unmittel-
bar gegen eine gesetzliche Vorschrift Verfassungsbeschwerde erhebt. Die Testierfreiheit der Erblasser als Verfü-
gungsbefugnis über den Tod hinaus wird durch das neue Erbschaftsteuerrecht nicht beeinträchtigt. Es ist ihnen weiter-
hin unbenommen, als Erben einzusetzen, wen sie wollen, und frei über die Zuwendung ihrer Vermögensgegenstände 
zu entscheiden. Dass bestimmte Regelungen des Erbschaftsteuerrechts die Testierentscheidung eines Erblassers 
durch ökonomische Günstigkeitserwägungen beeinflussen, reicht nicht aus, um die erforderliche Selbstbetroffenheit zu 
begründen. 



 

10.03.2011 3

Zuwendungen an Ehepartner im Zusammenhang mit Familienheim auch dann erb-
schaftsteuerfrei, wenn es vor der Ehe angeschafft wurde 
Ein Mann hatte seiner späteren Frau vor der Heirat ein Darlehen zum Kauf eines landwirtschaftlichen Betriebs mit 
Wohnhaus, in dem beide wohnten, gegeben. Nach der Hochzeit verzichtete der Ehemann auf das Darlehen und seine 
Ehefrau auf ihre Erb- und Pflichtteilsansprüche. Das Finanzamt wertete den Darlehenserlass als freigiebige Zuwen-
dung und setzte Schenkungsteuer fest. 

Der Bundesfinanzhof ließ den Darlehenserlass insofern steuerfrei, als er anteilmäßig auf das Wohnhaus entfiel, weil 
die Freistellung des Ehegatten von Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Anschaffung eines Familienheims nach 
dem Erbschaftsteuergesetz steuerfrei ist. Dabei war es unerheblich, ob die Eheleute bei Anschaffung des Objekts 
schon verheiratet waren. 

Aufwendungen für krankheitsbedingte Heimunterbringung sind außergewöhnliche 
Belastung 
Zu den steuerlich nicht abzugsfähigen Kosten der Lebensführung gehören solche für die altersbedingte Unterbringung 
in einem Pflegeheim. Umstritten war bisher, ob eine krankheitsbedingte Unterbringung in einem Pflegeheim auch dann 
als außergewöhnliche Belastung anzuerkennen war, wenn keine ständige Pflegebedürftigkeit bestand und auch kein 
Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen „Bl“ oder „H“ vorliegt. 

Der Bundesfinanzhof hat nun für Klarheit gesorgt. Aufwendungen für einen krankheitsbedingten Aufenthalt in einem 
Seniorenheim sind auch dann als außergewöhnliche Belastung abzugsfähig, wenn die untergebrachte Person nicht 
pflegebedürftig ist und auch keine zusätzlichen Pflegekosten abgerechnet werden. 

Entscheidend war im vorliegenden Fall, dass der behandelnde Arzt bescheinigt hatte, dass der Heimaufenthalt infolge 
einer Erkrankung notwendig war. 

Hinweis: Abzugsfähig sind in solchen Fällen die Miet- und Verpflegungskosten abzüglich einer Haushaltsersparnis. 

Auswärtstätigkeit bei Beschäftigung in weiträumigem Waldgebiet 
Die Beschäftigung eines Forstarbeiters in einem weiträumigen Waldgebiet ist keine Tätigkeit an einer regelmäßigen 
Arbeitsstätte. Alle Merkmale für eine „regelmäßige Arbeitsstätte“ (ortsfeste, dauerhafte betriebliche Einrichtungen des 
Arbeitgebers) fehlen in einem solchen Fall, sodass von einer Auswärtstätigkeit auszugehen ist. Der Arbeitnehmer kann 
also auch Werbungskosten wie Verpflegungsmehraufwand und Aufwendungen für Dienstfahrten geltend machen. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Betriebliche Mehrsteuern nach einer Fahndungsprüfung sind als Rückstellung in 
den Prüferbilanzen der jeweiligen Streitjahre zu berücksichtigen 
Bei einer Außenprüfung eines Gewerbetreibenden wurden erhebliche Einnahmen-Fehlbeträge festgestellt. Die darauf-
hin eingeschaltete Steuerfahndungsstelle leitete ein Steuerstrafverfahren wegen des Verdachts der Steuerhinterzie-
hung für die Jahre 2001 bis 2005 ein. Die Fahndungsprüfung wurde mit einer tatsächlichen Verständigung abgeschlos-
sen. Es erfolgte eine Zurechnung von Betriebseinnahmen. Die auf die Hinzurechnung entfallenden betrieblichen Mehr-
steuern (Umsatzsteuer und Gewerbesteuer) berücksichtigte der Prüfer insgesamt in der Prüferbilanz auf den 
31.12.2005. 

Dagegen wehrte sich der Gewerbetreibende und das Finanzgericht Nürnberg gab ihm recht: Abziehbare betriebliche 
Steuern sind grundsätzlich dem Jahr (als Rückstellung) zu belasten, zu dem sie wirtschaftlich gehören. Dies gelte auch 
für die Berücksichtigung von Mehrsteuern infolge von Außenprüfungen. Das Finanzamt hat folglich die aufgrund der 
Prüfung ermittelten Mehrsteuern in den jeweiligen Streitjahren zu berücksichtigen. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Die Absenkung der Altersgrenze auf 25 Jahre zur Berücksichtigung von Kindern 
war verfassungsgemäß 
Kinder über 18 Jahre werden steuerlich bei ihren Eltern nur noch berücksichtigt, soweit bei ihnen besondere Umstände 
vorliegen. Eine der Voraussetzungen war, dass ein Kind das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. Mit dem Inkraft-
treten des Steueränderungsgesetzes 2007 wurde diese zeitliche Grenze herabgesetzt. Maßgeblich ist seitdem, dass 
ein Kind das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Für ältere Kinder können Aufwendungen bei Vorliegen der übri-
gen Voraussetzungen nur noch als außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden. 

Gegen die Neuregelung wandte sich der Vater einer im vierten Semester studierenden Tochter. Er war der Auffassung, 
die steuerlichen Vergünstigungen müssten ihm noch bis zur Vollendung des 27. Lebensjahrs seiner Tochter gewährt 
werden. 
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Der Bundesfinanzhof lehnte den Antrag ab. Die gesetzliche Neuregelung wurde im Wesentlichen zur Konsolidierung 
des Haushalts der Bundesrepublik Deutschland eingeführt. Außerdem sollte sie Anreiz für die schnellere Aufnahme der 
Berufstätigkeit sein. Allein diese Aspekte berechtigten den Gesetzgeber zu der vorgenommenen gesetzlichen Ände-
rung. Er ist nicht verpflichtet, Kindergeld oder -freibeträge in jedem Fall bis zum Abschluss einer Ausbildung zu gewäh-
ren. Auch kann sich ein Bürger nicht darauf verlassen, dass ihm einmal gewährte steuerliche Vergünstigungen auf 
Dauer erhalten bleiben. 

Hinweis: Gegen das Urteil des Bundesfinanzhofs ist zwischenzeitlich Verfassungsbeschwerde eingelegt worden. Die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bleibt abzuwarten. 

Veräußerung eines Gebäudes auf fremdem Grund und Boden unterliegt regelmä-
ßig der Grunderwerbsteuer 
Errichtet ein Pächter auf dem gepachteten Grundstück ein Gebäude, das er anschließend veräußert, unterliegt diese 
Veräußerung der Grunderwerbsteuer. Dies gilt unabhängig davon, ob das Gebäude nur zu einem vorübergehenden 
Zweck errichtet wurde und damit der Pächter zivilrechtlicher Eigentümer des Gebäudes ist, weil dieses nur ein Schein-
bestandteil des Grundstücks geworden ist, oder ob das Gebäude wesentlicher Bestandteil des Grundstücks und damit 
der Grundstückseigentümer auch Eigentümer des Gebäudes geworden ist. In letzterem Fall unterliegt die Übertragung 
des Gebäudes durch den Pächter auf einen Dritten allerdings nur dann der Grunderwerbsteuer, wenn er das Gebäude 
wie ein Eigentümer nutzen und dessen Substanz bei Ende der Mietzeit durch Übertragung auf den Eigentümer gegen 
eine Entschädigung verwerten kann. Dies ist regelmäßig der Fall, weil demjenigen, der das Gebäude herstellt, ein 
Entschädigungsanspruch (sog. Aufwendungsersatzanspruch) gegenüber dem Grundstückseigentümer zusteht. 

(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 

0,03 %-Zuschlag für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nur für tatsäch-
lich gefahrene Strecken anzusetzen 
Wird einem Arbeitnehmer ein Dienstwagen unentgeltlich zur Verfügung gestellt, hat er die Privatnutzung monatlich mit 
1 % des Bruttolistenpreises als Arbeitslohn zu versteuern. Für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte ist außer-
dem ein Zuschlag von 0,03 % des Bruttolistenpreises pro Entfernungskilometer pro Monat anzusetzen. 

Der Bundesfinanzhof hatte bereits 2008 die Zuschlagsregelung zugunsten von Arbeitnehmern eingeschränkt. Der 
Monatswert von 0,03 % ist danach nur für die tatsächlich mit dem Dienstwagen gefahrene Strecke zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte anzusetzen und auch nur für die Tage, an denen der Dienstwagen hierfür genutzt wurde. Der pro Tag 
und Kilometer anzusetzende Zuschlag beträgt 1/15 des Monatswerts, also 0,002 %. Diese Entscheidung hat die Fi-
nanzverwaltung aufgrund Veranlassung des Bundesministeriums der Finanzen nicht angewandt. 

Der Bundesfinanzhof hat seine Entscheidungen nunmehr bestätigt. Die 1 %-Regelung für Arbeitnehmer sei analog zu 
den Regelungen für Gewinneinkünfte anzuwenden. Bei den Gewinneinkünften gebe es aber keine Zuschlagsregelung, 
sondern eine Begrenzung des Betriebsausgabenabzugs. Dem Gleichbehandlungsgebot entspreche es deshalb, bei 
Arbeitnehmern den Werbungskostenabzug zu begrenzen. 

Hinweis: Es bleibt abzuwarten, ob das Bundesministerium wieder mit einem Nichtanwendungserlass reagiert oder die 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs endlich akzeptiert. 

Lohnsteuerliche Behandlung unentgeltlicher oder verbilligter Mahlzeiten ab 2011 
Das Bundesministerium der Finanzen hat sich  zur steuerlichen Behandlung von unentgeltlichen oder verbilligten 
Mahlzeiten geäußert. 

Mahlzeiten, die an einem Arbeitstag unentgeltlich oder verbilligt an Arbeitnehmer abgegeben werden, sind mit dem 
anteiligen amtlichen Sachbezugswert nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) zu bewerten. Es wird 
nicht beanstandet, wenn so auch bei Mahlzeiten zur üblichen Beköstigung bei Auswärtstätigkeiten oder im Rahmen 
einer doppelten Haushaltsführung verfahren wird. Die Sachbezugswerte ab Kalenderjahr 2011 betragen für ein Mittag- 
oder Abendessen 2,83 Euro und für ein Frühstück 1,57 Euro. 

 


